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3 0. MAl ZOZZ 

Auf die Berufungen des Angeklagten und der Staatsanwaltschaft Berlin gegen das Urteil des 
Amtsgerichtes Tiergarten vom 9. Dezember 2021 hat die 78. kleine Strafkammer des Landgerichts 
Berlin aufgrund der Hauptverhandlung vom 12. Mai 2022, an der teilgenommen haben: 

Vorsitzender Richter am Landgericht 
Müllensiefen 

Frau  

Herr  

Staatsanwältin  

Rechtsanwalt Gregor Samimi 

Justizbeschäftigte  

für R e c h t erkannt: 

als Vorsitzender 

als Schöffin 

als Schöffe 

als Beamtin der Staatsanwaltschaft Berlin 

als Verteidiger 

als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 



1. Auf die Berufung des Angeklagten wird das angefochtene Urteil d~s Amtsgerichts Tiergarten 

aufgehoben. 

2 .. Der Angeklagte wird freigesprochen. 

3. Die Berufung der Staatsanwaltschaft wird verworfen. 

4. Die Landeskasse Berlin hat die Kosten des Verfahrens und die insoweit entstandenen 

notwendigen Auslagen des Angeklagten zu tragen. 

Gründe: 

I. 

Das Amtsgericht Tiergarten - Strafrichter - hat den Angeklagten am 9. Dezember 2021 wegen 

Volksverhetzung zu einer Geldstrafe von 50 Tagessätzen zu je 15 Euro verurteilt. Gegen dieses 

Urteil haben sowohl der Angeklagte als auch die Staatsanwaltschaft Berlin das Reqhtsmittel der 

Ben.ifung eingelegt, wobei die Staatsanwaltschaft ihr Rechtsmittel noch vor der 

Berufungshauptverhandlung wirksam· auf den Rechtsfolgenausspruch beschränkt hat. 

Der Angeklagte erstrebt mit seiner Berufung - mit Erfolg - seinen Freispruch; die 

Staatsanwaltschaft strebt erfolglos die Verhängung einer höheren Geldstrafe an. 

II. 

Die Kammer geht nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme von folgendem Sachverhalt aus: 

Am 12. März 2021 um 12.18 Uhr teilte der Angeklagte in Berlin auf seinem öffentlich einsahbaren 

Profil der Internet-Plattform Facebock den Post eines Bekannten. Dieser Post beinhaltete das Bild 

eines gelben Sterns, der in dieser Art in der Zeit des Nationalsozialismus zur Kennzeichnung von 

Juden verwendet ·wurde, mit der Inschrift "Nicht geimpft" und der unmittelbar darüber platzierten 

Überschrift '!Die Jagd auf Menschen kann nun wieder beginnen". Den Post versah der Angeklagte. 

zusätzlich mit dem Kommentar: "Ich bin dabei, einen Judenstern zu basteln und a·n meine Jacke 

zu stecken, wenn die indirekte lmpfpflicht.kommtl". · · 

Der Beitrag wurde bei Facebock von Nutzern sowohl positiv als auch - überwiegend -negativ 

kommentiert, wobei die negativen Kommentare unter anderem auf die Unverhältnismäßigkeit des 

Vergleichs mit dem Holocaust und die damit verbundene Verharmlosung desselber:- hinwiesen. 

Der Angeklagte, der jüdische Vorfahren hat, seit 2017 Mitglied der Deutsch-Israelischen 

Gesellschaft e.V. ist und im Jahr. 2015 versuchte, zum Judentum zu konvertieren, wollte mit dem 

2 



Post auf die Diskriminierung und AusgrenzunQ von Ungeimpften und Impfgegnern -wie ihm selbst 

- hinweisen und sich als Opfer der Coronapolitik der deutschen Bundesregierung darstellen. 

111. 

Die Tatsachenfeststellungen zu II. beruhen auf den insoweit geständigen und glaubhaften 

Angaben des Angeklagten, der die Veröffentlichung des verfahrensgegenständlichen Posts auf 

seinem öffentlichen Facebock-Profil eingeräumt hat. Ferner hat die Kammer den Post nebst dem 

Kommentar des Angeklagten in Augenschein genommen und verlesen; wegen der Einzelheiten 

des zu II. näher beschriebenen Posts wird gemäß§ 267 Abs. 1 Satz 3 auf dessen Abbildung auf. 

Blatt 11 der Akten verwiesen. 

IV. 

Der festgestellte Sachverhalt erfüllt (bereits) nicht den objektiven· Tatbestand der Volksverhetzung 

gemäß § 130 Abs. 3 StGB. Zwar stellt der· von dem Angeklagten geteilte Post eine Bagatellisierung 

von Art, Ausmaß und Folgen der Gewaltmaßnahmen der NS-Zeit und damit eine Verharmlosung 

einer unter der Herrschaft des Nationalsozialismus begangenen Handlung der in § 6 Abs. 1 VStGB 

bezeichneten Art im Sinne des § 130 Abs. 3 StGB dar. Denn der ,,Judenstern" symbolisiert eine 

der letzten Maßnahmen der Nationalsozialisten zur Vorbereitung der Deportationen des jüdischen 

Volkes. Durch die· Verwendung des St~rns unter Ersetzung des Begriffs "Jude" durch den Begriff 

"nicht geimpft" hat der Angeklagte einen - den Holocaust verharmlosenden - Vergleich zwischen 

der gesellschaftlichen Kritik an l)ngeimpften und den Gräueltaten, denen sich das jüdische Volk in 

der Zeit des N~tionalsozialismus ausgesetzt sah, hergestellt. 

·Es fehlt indes an der nach§ 130 Abs. 3 StGB erforderlichen Eignung des Posts zur Störung des 

öffentlichen Friedens, die nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts in der hier 

vorliegenden Tatbestandsvariante des Verharmlosans- anders als in den Fällen der Billigung und 

der Leugnung- eigens festzustellen ist (vgl. BVerfG NJW 2018, 2861 ff.; OLG Celle, Beschluss 

vom 16. August 2019- 2 Ss 55/19, jeweils juris). ~s genügt insoweit eine konkrete Eignung zur 

Friedensstörung, wobei auf einen voraussehbaren und wahrscheinlichen Geschehen.sablauf 

abzustellen ist; der· öffentliche Frieden braucht weder gestört noch konkret gefährdet sein, weil die 

Tat ein abstraktes bzw. ,,abstrakt-konkretes" Gefährdungsdelikt ist (vgl..dazu BGH 46, 212 m.w.N.; 

Fischer, StGB, 69. Aufl., § 130 Rn. 32 i.V.m. Rn. 13). 

Das Bundesverfassungsgericht hat allerdings- im Lichte des Grundrechts der Meinungsfreiheit 

nach Art. 5 Abs. 1 GG- einschränkende Anforderungen für das Tatbestandsmerkmal der Eignung 

zur Störung des öffentlichen Friedens aufgestellt. Danach ist ein Verständnis des öffentlichen 

Friedens, das auf den Schutz vor subjektiver Beunruhigung der Bürger durch die Konfrontation mit 
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provokanten Meinungen und Ideologien zielt, nicht tragfähig (vgl. BVerfG a.a.O.). Ebenso wenig ist 

der Schutz vor einer "Vergiftung des geistigen Klimas" oder der Schutz der Bevölkerung vor einer 

Kränkung ihres Rechtsbewusstseins durch totalitäre Ideologien oder eine offenkundig falsche 

Interpretation der Geschichte ein Eingriffsgrund. Vielmehr ist der Begriff des öffentlichen Friedens . . . 

als legitimes Schutzgut in einem Verständnis als Gewährl_eistung von Friedlichkeit auszulegen (vgl. 

BVerfG a.a.O.). Ziel ist danach der Schutz vor Äußerungen, die ihrem Inhalt nach erkennbar auf 

rechtsgutgefährdende Handlungen hin angelegt sind. Die Wahrung des öffentlichen Friedens 

bezieht sich insoweit auf die Außenwirkungen von Meinungsäußerungen etwa durch Appelle zum 

Rechtsbruch, aggressive Emotionalisierungen, die bei · den Angesprochenen 

Handlungsbereitschaft auslösen oder durch Herabsetzung . von Hemmschwellen 

rechtsgutgefährdende Folgen unmittelbar auslösen oder Dritte unmittelbar einschüchtern können 

(vgl. BVerfG, a.a.O.). Ot> dies der Fall ist, ist anhand einer Gesamtwürdigung aller Umstände 

festzustellen, bei der insbesondere die Art, der Inhalt, die Form und das Umfeld der Äußerung zu 

berücksichtigen sind, aber auch -je nach den Umständen des Einzelfalls - die Stimmungslage in 

der Bevölkerung und die politische Situation eine Rolle spielen können (vgl. dazu Fischer a.a.O. 

Rn. 13a) .. 

Bei Anlegung dieser Maßstäbe ist die Eignung der Äußerung des Angeklagten zur Störung des 

öffentlichen Friedens nicht gegeben. 

Dass der Angeklagte den ,,Judenstern", also eine öffentlich sichtbare Maßnahme zur Durchführung 

des Holoca.usts unter der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft und somit ein Symbol für 

diesen, für seine Kritik an dem gesellschaftlichen Umgang mit lmpfgeg~ern und Ungeimpften 

instrumentalisiert hat, begründet für sich allein noch keine Eignung zur Störung des öffentlichen 

Friedens. Die Grenzen der Meinungsfreiheit sind nämlich nicht schon dann überschritten, wenn die 

anerkannte Ges~hichtsschreibung oder die Opfer nicht angemessen gewürdigt werden. Vielmehr 

sind von ihr selbst offensichtlich anstößige, abstoßende und bewusst provozierende Äußerungen 

gedeckt, die wissenschaftlich haltlos sind und das Wertfundament unserer gesellschaftlichen 

Ordnung zu diffamieren suc~en (vgl. BVerfG a.a.O.; OLG Saarbrücken, Urteil vom 8. März 2021 -

Ss 72/2020, juris). Das besagt nich.t, dass derartige Äußerungen als inhaltlich akzeptabel mit 

Gleichgültigkeit in der öffentlichen Diskussion aufzunehmen sind. Die freiheitliche Ordnung des 

Grundgesetzes setzt vielmehr darauf, dass solchen Äußerungen, die für eine demokratische 

Öffentlichkeit schwer erträglich sein können, grundsätzlich nicht durch Verbote, sondern in der 

öffentlichen Auseinandersetzung entgegengetreten wird (~gl. BVerfG, a.a.O.; OLG Saarbrücken 

a.a.O.). Genau dies ist im vorliegenden Fall durch negative Kommentierungen des Posts des 

Angeklagten auch gescheh~n, weil die Äußerung des Angeklagten nach ihrer · Art der 

Veröffentlichung jedem Internetnutzer zur offenen und vor allem auch kritischen 

Auseinandersetzung zugänglich war. 
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• Aber auch ausgehend von dem gesamten Inhalt und der Form des veröffentlichten Posts war 

dieser - in Anwendung der Kriterien des Bundesverfassungsgerichts - nicht darauf ausgericht.et, 
• zu etwaigen Gewalttaten anzustacheln, zu. sonstigem Rechtsbruch aufzufordern oder die 

Hemmschwelle zur Begehung von Handlungen mit rechtsgutgefährdenden Folgen herabzusetzen. 

Vielmehr zielte der Post einschließlich deF Überschrift und des Kommentars des Angeklagten· zum 

"Basteln" eines Judensterns erkennbar darauf ab, eine ungerechtfertigte und vorschnelle 

. Verurteilung ungeimpfter Personen sowie insgesamt die Coronapolitik der Bundesregierung 

anzuprangern. Dabei reiht sich der Post in die während der Coronapandemie verstärkt zu 

beobachtenden Beiträge in den sozialen Medien ein, mit denen versucht wurde, durch einen 

Holocaustvergleich die höchstmögliche Aufmerksamkeit des Publikums z~ erregen und sich 

gleichzeitig - in völlig unangemessener Weise -zum Opfer zu stilisieren. 

Dabei verleiht auch die_ Verwendung ,des Begriffes der ,,Menschenjagd" in der Überschrift des 

Posts diesem keine Eignung zur Störung des öffentlichen Friedens. Denn hiermit bezog sich der 

Angeklagte erkennbar auf eine Jagd nicht etwa auf Juden oder andere Bevölkerungsgruppen, die 

hierdurch bedroht würden, sondern auf ungeimpfte Personen wie ihn selbst, deren Schicksal er mit 

seinem Post demjenigen der jüdischen Bevölkerung während der NS-Zeit gleichstellte. Eine 

etwaige gewalttätige oder aufrührerische Gegenreaktion auf die vermeintliche "Jagd" auf 

Ungeimpfte thematisiert der Angek1agte in seinem Post gerade nicht und fordert hierzu auch nicht 

unmittelbar oder mittelbar auf, so dass dem Post auch insoweit kein Bedrohungspotential 

innewohnte: 

Im Rahmen der gebotenen Gesamtschau hat die Kammer schließlich auch die Stimmungslage der 

Bevölkerung und die politische Situation zur Tatzeit- geprägt von dem vermehrten Schüren von 

rassistischen und antisemitischen Ressentiments und der zunehmenden Polarisierung zwischen 

Bevölkerungsgruppen wie Geimpften und Ungeimpften- berücksichtigt. Ferner hat sie die in den 

vergangenen Jahren zu beobachtende Entwicklung sozialer Medien wie der lnternetplattform. 

Facebook, nunmehr Meta, zu einem Hort der verbalisierten Hasskriminalität in den Blick 

genommen. Auch unter Berücksichtigung dieser Umstände war jedoch im Ergebnis in der 

Äußerung des Angeklagten lediglich ein weiterer Beitrag zur Vergiftung des gesellschaftlichen und 

politischen .. Klimas zu sehen; . ~ingegen vermochten auch diese Um.stände dem Post keinen 

unfriedlichen Charakter im Sinne der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu 

verleihen. 

Vor diesem Hintergrund· ist insgesamt die Schwelle der Eignung des Posts zur Störung des 

öffentlichen _Friedens nicht erreicht, so dass der Angeklagte 

aus rechtlichen Gründen freizusprechen 
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@ war. 

Die Kostenentscheidung beruht auf§§ 467 Abs. 1, 473 Abs. 1 S. 1 und Abs. 2 S. 1 StPO. 

 . 
Vorsitzender Richter am Landgericht 

Für die Richtigkeit der Abschrift 
Berlin, 25.05.2022 · 

 
 

Durch maschinelle Bearbeitung beglaubigt - ohne Unterschrift gültig. 
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